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1 Anwendungsbereich 

1.1 Sofern zwischen Besteller und Auftragnehmer nicht aus-

drücklich etwas anderes vereinbart wurde, erfolgen alle Liefe-

rungen und Leistungen des Auftragnehmers an den Besteller 

ausschließlich auf Grundlage dieser Bestellbedingungen.  

1.2 Mögliche Kunden des Bestellers sind die Bundeswehr so-

wie Behörden und sonstige Einrichtungen der unmittelbaren o-

der mittelbaren Bundesverwaltung, andere Bundesorgane und 

-institutionen sowie privatrechtlich organisierte Unternehmen 

des Bundes - vorausgesetzt, sie erfüllen gegenüber der Bun-

desrepublik Deutschland die vergaberechtlichen Inhouse-Kri-

terien (nachfolgend einzeln oder gemeinsam „Endkunde“).  

1.3 Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers oder Dritter 

finden keine Anwendung, auch wenn der Besteller ihrer Gel-

tung im Einzelfall nicht gesondert widersprechen. Selbst wenn 

der Besteller auf ein Schreiben Bezug nimmt, das Geschäfts-

bedingungen des Lieferanten oder eines Dritten enthält oder 

auf solche verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Gel-

tung jener Geschäftsbedingungen. 

2 Bestellung und Auftragsbestätigung 

2.1 Der Besteller kann die Bestellung widerrufen, wenn der 

Auftragnehmer sie nicht innerhalb von zwei Wochen nach Ein-

gang schriftlich angenommen hat (Auftragsbestätigung). 

2.2 Abweichungen, Änderungen oder Ergänzungen der Bestel-

lung durch die Auftragsbestätigung werden nur Vertragsbe-

standteil, wenn sie vom Besteller schriftlich bestätigt werden. 

Insbesondere ist der Besteller an Allgemeine Geschäftsbedin-

gungen des Auftragnehmers nur insoweit gebunden, als diese 

mit seinen Bedingungen übereinstimmen oder er ihnen schrift-

lich zugestimmt hat. Die Annahme von Lieferungen oder Leis-

tungen sowie Zahlungen bedeuten keine Zustimmung. 

2.3 Alle Lieferungen und Leistungen haben dem zum Zeitpunkt 

der Leistungserbringung maßgeblichen Stand der Technik zu 

entsprechen 

3 Nutzungsrechte 

3.1 Soweit Lieferungen oder Leistungen des Auftragnehmers  

schutzfähige Werke (z.B. Software) beinhalten, räumt der Auf-

tragnehmer dem Besteller sowie dem Endkunden das nicht-

ausschließliche, weltweite, unkündbare und mit der Vergütung 

bereits abgegoltene Recht ein, die Lieferungen und Leistungen 

bestimmungsgemäß zu nutzen. 

Die Rechteinräumung erfolgt abhängig von der vertraglichen 

Vereinbarung entweder zeitlich unbegrenzt (Kauf) oder zeitlich 

befristet (Miete). Im Fall einer zeitlich unbefristeten Rechtein-

räumung sind die Nutzungsrechte zudem übertragbar.  

Soweit die Lieferungen oder Leistungen Software beinhalten, 

umfasst die Rechtseinräumung sowohl in Bezug auf die Soft-

ware als auch die zugehörige Dokumentation insbesondere 

folgende Rechte: 

- die dauerhafte oder vorübergehende Vervielfältigung der 

Software, ganz oder teilweise, mit jedem Mittel und in jeder 

Form, insbesondere anlässlich des Ladens, Anzeigens, Ab-

laufen Lassens, Übertragens oder Speicherns der Software 

- das Recht, die Software automatisiert durch andere Software 

bzw. Roboter sowie in jeder beliebigen Hard- und Software- 

und Systemumgebung, auch zusammen mit anderer Soft-

ware, zu nutzen 

- das Nutzungs-/Zugriffsrecht durch bzw. für IT-Dienstleister 

(z.B. Service Provider, Host Provider), die vom Besteller o-

der dem Endkunden beauftragt sind oder werden, um die 

Software für den Besteller und/oder den Endkunden zu hos-

ten, zu betreiben, zu verwalten oder sonstige outgesourcte 

Services zu erbringen  

3.3 Die in dieser Ziffer 3 dem Besteller eingeräumten Rechte 

gelten im Falle von Software auch für etwaige durch den Auf-

tragnehmer während der Laufzeit dieses Vertrages zur Nut-

zung bereit gestellte neue Releases, Updates und Upgrades. 

3.4 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Besteller rechtzei-

tig, spätestens mit Auftragsbestätigung, darauf hinzuweisen, 

ob seine Lieferungen und Leistungen „Open Source Software“ 

enthalten. "Open Source Software“ im Sinne dieser Regelung 

ist Software, die vom Rechteinhaber beliebigen Nutzern lizenz-

gebührenfrei mit dem Recht zur Bearbeitung und/oder Verbrei-

tung auf der Grundlage einer Lizenz oder anderen vertragli-

chen Regelung überlassen wird (z.B. GNU General Public Li-

cense (GPL), GNU Lesser GPL (LGPL), BSD License, Apache 

License, MIT License). Enthalten die Lieferungen und Leistun-

gen des Auftragnehmers Open Source Software, so hat der 

Auftragnehmer dem Besteller spätestens bei Auftragsbestäti-

gung Folgendes zu liefern: 

- Source Code der verwendeten Open Source Software, so-

weit die anwendbaren Open Source Lizenzbedingungen die 

Offenlegung dieses Source Codes verlangen 

- Auflistung sämtlicher verwendeter Open Source Dateien mit 

einem Hinweis auf die jeweils anwendbare Lizenz sowie eine 

Kopie des vollständigen Lizenztextes 

- Schriftliche Erklärung, dass durch die bestimmungsgemäße 

Verwendung von Open Source Software weder die Lieferun-

gen und Leistungen des Auftragnehmers noch die Produkte 

des Bestellers einem „Copyleft Effekt“ auslösen, wobei „Co-

pyleft Effekt“ im Sinne dieser Regelung bedeutet, dass die 

Open Source Lizenzbedingungen verlangen, dass be-

stimmte Lieferungen und Leistungen des Auftragnehmers 

sowie von diesen abgeleitete Werke nur unter den Bedingun-

gen der Open Source Lizenzbedingungen, z.B. unter Offen-

legung des Source Codes, weiterverbreitet werden dürfen. 

Weist der Auftragnehmer erst nach Eingang der Bestellung da-

rauf hin, dass seine Lieferungen und Leistungen Open Source 

Software enthalten, dann ist der Besteller berechtigt, die Be-

stellung innerhalb von 14 (vierzehn) Tagen nach Zugang der 

Mitteilung und Übermittlung aller im obigen Absatz aufgeführ-

ten Informationen zu widerrufen. 

4 Leistungszeit, Vertragsstrafe bei Leistungsstörungen 

4.1 Wird ein zwischen den Parteien vereinbarter Lieferungs- 

oder Leistungstermin überschritten, gerät der Aufragnehmer 

ohne separate Nachfristsetzung durch den Besteller mit sofor-

tiger Wirkung in Verzug, es sei denn, dass die Lieferung oder 

Leistung infolge eines Umstands unterbleibt, den der Auftrag-

nehmer nicht zu vertreten hat. 
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4.2 Bei erkennbarer Verzögerung der (Teil-)Lieferungen/Leis-

tungen hat der Aufragnehmer den Besteller unverzüglich zu 

benachrichtigen. 

5 Gefahrübergang, Versand, Erfüllungsort, Eigentums-

übergang 

5.1 Bei Lieferungen mit Aufstellung oder Montage und bei Leis-

tungen geht die Gefahr mit der Abnahme, bei Lieferungen ohne 

Aufstellung oder Montage mit dem Eingang bei der vom Be-

steller angegebenen Empfangsstelle über. 

5.2 Soweit nicht anders vereinbart, wird für Lieferungen und 

Leistungen „DDP“ Incoterms 2020 benannter Lieferort inner-

halb Deutschlands vereinbart. Mehrkosten wegen einer nicht 

eingehaltenen Versandvorschrift gehen zu Lasten des Auftrag-

nehmers. Mehrkosten für eine zur Einhaltung eines Lieferter-

mins etwa notwendige beschleunigte Beförderung sind vom 

Auftragnehmer zu tragen. 

5.3 Jeder Lieferung sind Packzettel oder Lieferscheine mit An-

gabe des Inhalts sowie der vollständigen Bestellkennzeichen 

beizufügen. Der Versand ist mit denselben Angaben sofort an-

zuzeigen. 

5.4 Bei Abruf eines Transportes durch einen vom Besteller be-

auftragten Spediteur teilt der Auftragnehmer dem Spediteur die 

erforderlichen Gefahrgutdaten gemäß den gesetzlichen Anfor-

derungen mit. 

5.5 Teilt der Besteller dem Auftragnehmer mit, dass im An-

schluss an eine Lieferung ein Weitertransport mit einem ande-

ren Verkehrsträger geplant ist, so wird der Auftragnehmer auch 

hinsichtlich des Weitertransports die erforderlichen Gefahrgut-

vorschriften berücksichtigen. 

5.6 Verletzt der Auftragnehmer seine Pflichten nach dieser Zif-

fer, trägt er sämtliche Aufwendungen und Schäden, die dem 

Besteller hieraus entstehen, es sei denn, der Auftragnehmer 

hat die Pflichtverletzung nicht zu vertreten. 

5.7 Das Eigentum geht mit der Übergabe bzw. mit der Ab-

nahme auf den Besteller über. 

6 Preise 

Wenn in dieser Bestellung keine Preise genannt sind, gilt für 

die hierunter bereitgestellten Produkte oder Leistungen der 

niedrigste übliche Marktpreis des Lieferanten für diese Pro-

dukte oder Leistungen. Sofern nicht abweichend schriftlich mit 

dem Bestellervereinbart, werden dem Auftragnehmer Kosten, 

die ihm im Zusammenhang mit der Erfüllung dieser Bestellung 

entstehen, nicht erstattet. Ergänzend gilt, soweit zutreffend, die 

Verordnung PR Nr. 30/53 über die Preise bei öffentlichen Auf-

trägen. 

7 Rechnungen 

In Rechnungen sind die Bestellkennzeichen sowie die Num-

mern jeder einzelnen Position anzugeben. Solange diese An-

gaben fehlen, sind Rechnungen nicht zahlbar. Rechnungs-

zweitschriften sind als Duplikate zu kennzeichnen. 

 

 

8 Zahlungen 

8.1 Zahlungen werden, wenn nichts anderes vereinbart ist, in-

nerhalb von 30 (dreißig) Tagen netto zur Zahlung fällig. Bei ei-

ner Zahlung innerhalb von 14 (vierzehn) Tagen ist der Besteller 

zu einem Abzug von 3% (drei Prozent) Skonto berechtigt. 

8.2 Die Zahlungsfrist beginnt, sobald die Lieferung oder Leis-

tung vollständig erbracht und die ordnungsgemäß ausgestellte 

Rechnung eingegangen ist. 

Soweit der Auftragnehmer Materialtests, Prüfprotokolle, Quali-

tätsdokumente oder andere Unterlagen zur Verfügung zu stel-

len hat, setzt die Vollständigkeit der Lieferung und Leistung 

auch den Eingang dieser Unterlagen voraus.  

8.3 Zahlungen bedeuten keine Anerkennung der Lieferungen 

oder Leistungen als vertragsgemäß. 

9 Untersuchungs-und Rügeobliegenheit bei Kaufgegen-

ständen 

9.1 Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügeobliegen-

heit gelten die gesetzlichen Bestimmungen (§§ 377, 381 HGB) 

mit folgender Maßgabe: Die Untersuchungsobliegenheit des 

Bestellers beschränkt sich auf Mängel, die bei der Warenein-

gangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich 

der Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. offensichtliche 

Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferungen) o-

der bei der Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkenn-

bar werden. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit eine 

Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Ein-

zelfalls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. 

9.2 Die Rügeobliegenheit des Bestellers für später entdeckte 

Mängel bleibt unberührt 

9.3 Unbeschadet der Untersuchungsobliegenheit gilt eine 

Rüge des Bestellers (Mängelanzeige) jedenfalls dann als un-

verzüglich und rechtzeitig, wenn diese innerhalb von fünf (5) 

Kalendertagen ab Entdeckung bzw., bei offensichtlichen Män-

geln, ab Lieferung erfolgt. 

10 Rechte des Bestellers bei Mängeln 

10.1 Der Auftragnehmer erklärt, dass Software bzw. Software-

anteile aus den Lieferungen und Leistungen durch den Auf-

tragnehmer zu einem angemessenen Zeitpunkt vor der Über-

lassung unter Zuhilfenahme einer aktuellen Scan-Software auf 

Befall mit Schaden stiftender Software überprüft wurden und 

die Überprüfung keinen Hinweis auf Schaden stiftende Soft-

ware ergeben hat.  

10.2 Der Besteller wird den Auftragnehmer über etwaige Män-

gel an Lieferungen und Leistungen unverzüglich nach ihrer 

Entdeckung informieren. Der Auftragnehmer wird Mängel un-

verzüglich beheben.  

10.3 Im Übrigen gelten – vorbehaltlich der vorrangig geltenden 

Regelungen der Ziffer 12 bei der Verletzung von Schutzrech-

ten Dritter – die gesetzlichen Bestimmungen. 
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11 Überprüfung auf Rechtsmängelfreiheit/Hinweispflicht 

Die Lieferung rechtsmängelfreier Produkte ist für den Besteller 

vertragswesentlich. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die 

Lieferung und Leistung frei von Schutzrechten Dritter sind. 

12 Schutzrechtverletzungen 

12.1 Die Parteien werden sich wechselseitig unverzüglich über 

geltend gemachte Schutzrechtsansprüche Dritter verständi-

gen. Der Besteller wird die behauptete Schutzrechtsverletzung 

nicht anerkennen und jegliche Auseinandersetzung einschließ-

lich etwaiger außergerichtlicher Regelungen entweder dem 

Auftragnehmer überlassen oder nur im Einvernehmen mit dem 

Auftragnehmer führen. Der Auftragnehmer erstattet dem Be-

steller und dem Endkunden notwendige Verteidigungskosten 

und sonstige Schäden, soweit diesen aus Rechtsgründen die 

geeigneten Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlun-

gen vorbehalten bleiben bzw. bleiben müssen. Der Besteller 

und der Endkunde haben in diesem Fall Anspruch auf einen 

Vorschuss in Höhe der geschätzten Verteidigungskosten. 

12.3 Soweit der Besteller bzw. der Endkunde die Schutzrechts-

verletzung selbst zu vertreten hat, sind die vorstehend unter 

dieser Ziffer dargestellten Ansprüche gegen den Auftragneh-

mer ausgeschlossen. 

12.4 Andere oder weitergehende Rechte, die dem Besteller 

und/oder Endkunden aufgrund der Verletzung von Schutzrech-

ten Dritter aus diesem Vertrag bzw. gemäß den einschlägigen 

gesetzlichen Bestimmungen gegen den Auftragnehmer zu-

stehen, bleiben unberührt.13 Weitergabe von Aufträgen an 

Dritte 

Die Weitergabe von Aufträgen an Dritte ist ohne schriftliche Zu-

stimmung des Bestellers unzulässig und berechtigt den Bestel-

ler, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten sowie 

Schadensersatz zu verlangen. 

14 Materialbeistellungen 

14.1 Materialbeistellungen bleiben Eigentum des Bestellers 

und sind unentgeltlich getrennt zu lagern, als Eigentum des 

Bestellers zu bezeichnen und zu verwalten. Ihre Verwendung 

ist nur für Aufträge des Bestellers zulässig. Bei schuldhafter 

Wertminderung oder Verlust ist vom Auftragnehmer Ersatz zu 

Ieisten, wobei der Auftragnehmer auch einfache Fahrlässigkeit 

zu vertreten hat. Dies gilt auch für die berechnete Überlassung 

auftragsgebundenen Materials. 

14.2 Verarbeitung oder Umbildung des Materials erfolgt für den 

Besteller. Dieser wird unmittelbar Eigentümer der neuen oder 

umgebildeten Sache. Sollte dies aus rechtlichen Gründen nicht 

möglich sein, so sind sich Besteller und Auftragnehmer dar-

über einig, dass der Besteller in jedem Zeitpunkt der Verarbei-

tung oder Umbildung Eigentümer der neuen Sache wird. Der 

Auftragnehmer verwahrt die neue Sache unentgeltlich für den 

Besteller mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns. 

15 Werkzeuge, Formen, Muster 

15.1 Vom Besteller überlassene Werkzeuge, Formen, Muster, 

Modelle, Profile, Zeichnungen, Normenblätter, Druckvorlagen 

und Lehren dürfen ebenso wie danach hergestellte Gegen-

stände ohne schriftliche Einwilligung des Bestellers weder an 

Dritte weitergegeben, noch für andere als die vertraglichen 

Zwecke benutzt werden. Sie sind gegen unbefugte Einsicht-

nahme oder Verwendung zu sichern. Vorbehaltlich weiterer 

Rechte kann der Besteller ihre Herausgabe verlangen, wenn 

der Auftragnehmer diese Pflichten verletzt. 

15.2 Vom Besteller erlangte Informationen wird der Auftrag-

nehmer, soweit sie nicht allgemein oder ihm auf andere Weise 

rechtmäßig bekannt sind, Dritten nicht zugänglich machen. So-

weit der Besteller einer Weitergabe von Aufträgen an Dritte zu-

gestimmt hat, sind diese entsprechend schriftlich zu verpflich-

ten. 

16 Vertraulichkeit 

16.1 Der Auftragnehmer hat alle im Zusammenhang mit der 

Auftragsdurchführung erlangten Informationen über rechtliche, 

betriebliche, geschäftliche, technische oder wissenschaftliche 

Angelegenheiten des Bestellers bzw. seiner Endkunden, die 

nicht offenkundig sind, vertraulich zu behandeln. Dies gilt un-

abhängig davon, ob die Informationen als vertraulich gekenn-

zeichnet sind oder nicht. Unerheblich ist zudem, auf welche 

Weise und in welcher Form sie zur Kenntnis gelangt sind. 

16.2 Der Auftragnehmer ist zur Verschwiegenheit über alle ver-

traulichen Informationen des Bestellers und seiner Endkunden 

– auch über die Laufzeit des Auftrags hinaus – verpflichtet und 

hat diese unter Anwendung jeweils angemessener Sicher-

heitsmaßnahmen unter Berücksichtigung allgemein anerkann-

ter Standards (z.B. ISO 27001) mit der gebotenen Sorgfalt zu 

schützen. Er darf sie ausschließlich zum Zweck der Auftrags-

ausführung einsetzen und auch nur zu diesem Zweck Auf-

zeichnungen darüber erstellen. Schriftstücke und Datenträger 

mit vertraulichen Informationen sind gegen unberechtigte 

Kenntnisnahme zu sichern.  

16.3 Der Auftragnehmer darf vertrauliche Informationen des 

Bestellers und seiner Endkunden nur mitvorheriger schriftlicher 

Zustimmung des Bestellers an Dritte weitergeben. Die Infor-

mationen dürfen zudem nur an Personen weitergegeben wer-

den, die ihrerseits schriftlich zur Verschwiegenheit verpflichtet 

worden sind und die zum Zweck der Auftragsausführung von 

den Informationen Kenntnis erhalten müssen. Bei Verlust ver-

traulicher Informationen ist unverzüglich der Besteller zu be-

nachrichtigen. 

16.4 Nach entsprechender Aufforderung hat der Auftragneh-

mer alle Schriftstücke und Datenträger mit vertraulichen Infor-

mationen an den Besteller bzw. den jeweiligen Endkunden her-

auszugeben bzw. zu vernichten, soweit dem keine gesetzli-

chen Aufbewahrungsvorschriften entgegenstehen. 

16.4 Der Auftragnehmer ist zudem zur Verschwiegenheit über 

fremde, zum persönlichen Lebensbereich gehörende Geheim-

nisse im Sinne von § 203 StGB verpflichtet, die ihm bei der 

Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit bekannt wer-

den (z.B. in IT-Systemen der Bundeswehrkrankenhäuser ge-

speicherte Patientendaten), und darf diese ebenfalls nur mit 

vorheriger schriftlicher Zustimmung des Besteller A an Dritte 

weitergeben. Seine Nachunternehmer hat der Auftragnehmer 

entsprechend zu verpflichten. Gleiches gilt für das vom Auf-

tragnehmer zur Leistungserbringung eingesetzte Personal, 

wenn die Möglichkeit der Kenntnisnahme von Geheimnissen 
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besteht. Ein Verstoß gegen das Verpflichtungserfordernis ist 

ebenso wie das Offenbaren von Privatgeheimnissen strafbar 

gemäß § 203 Abs. 4 StGB. 

16.5 Anderweitige Verpflichtungen des Auftragnehmers zu 

Vertraulichkeit und Geheimhaltung, insbesondere solche auf-

grund weiterer vertraglicher und gesetzlicher Geheimhaltungs-

vorschriften bleiben unberührt. 

16.6 Der Auftragnehmer stimmt einer Weitegabe von Informa-

tionen im Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren zu die-

sem Vertrag, den Vertragsinhalten sowie Unterlagen zur Ver-

tragsdurchführung an den Deutschen Bundestag im Rahmen 

seines Informations- und Auskunftsrechts gegenüber der Bun-

desregierung sowie an sonstige Verfassungsorgane im Rah-

men der Ausübung ihrer Prüfungs- und Kontrollrechts zu. 

16.7 Soweit in diesem Zusammenhang Betriebs- und Ge-

schäftsgeheimnisse des Auftragnehmers betroffen sind, weist 

der Besteller bei der Übermittlung von Informationen i.S.d. 

Abs. 1 ausdrücklich darauf hin, dass die empfangende Stelle 

durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen hat, dass die Re-

gelungen des Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnis-

sen (GeschGehG) zum Schutz der Geschäftsgeheimnisse der 

Auftragnehmer beachtet werden. 

16.8 Der Besteller ist berechtigt, die Einhaltung der Vertrags-

pflichten durch den Auftragnehmer zu überwachen und zu 

überprüfen. Der Auftragnehmer wird den Besteller dabei in zu-

mutbarem Umfang unterstützen und ihm die zur Prüfung erfor-

derlichen Auskünfte erteilen. 

16.9 Der Auftragnehmer wird in gleicher Weise die Zustim-

mung seiner Unterauftragnehmer einholen. 

16.10 Für Presseerklärungen und für jede andere öffentlich zu-

gängliche Verlautbarung (z. B. Werbung oder die Angabe als 

Referenzprojekt) durch den Auftragnehmer, die im Zusammen-

hang mit dieser Vereinbarung stehen, ist beim Besteller eine 

vorherige schriftliche Erlaubnis einzuholen. Der Besteller kann 

diese Erlaubnis jederzeit ohne Angabe von Gründen widerru-

fen. 

17 Datenschutz 

17.1 Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die 

von ihm im Rahmen der Vertragserfüllung betraut sind, die ge-

setzlichen Bestimmungen über den Datenschutz beachten, 

insbesondere die Datenschutzvorschriften der Europäischen 

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und des Bundesda-

tenschutzgesetzes (BDSG). Die nach Datenschutzrecht erfor-

derliche Verpflichtung der mit der Verarbeitung betrauten Per-

sonen auf die Vertraulichkeit ist spätestens vor der erstmaligen 

Aufnahme der Tätigkeit vorzunehmen und dem Besteller auf 

Verlangen nachzuweisen. 

17.2 Die Parteien sind sich darüber einig, dass eine Verarbei-

tung personenbezogener Datendurch den Auftragnehmer aus-

schließlich in Form einer Auftragsverarbeitung im Sinne des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) bzw. gem. Artikel 28 der 

DSGVO erfolgen soll. 

17.3 Der Auftragnehmer stellt sicher, dass Daten des Bestel-

lers nicht in den Bereich fremdstaatlicher Offenbarungspflich-

ten und Ermittlungsbefugnisse gelangen. 

18 Forderungsabtretung 

Forderungsabtretung ist nur mit vorheriger schriftlicher Zustim-

mung des Bestellers zulässig. 

19 Zahlungsunfähigkeit / Insolvenz des Auftragnehmers 

Stellt der Auftragnehmer seine Zahlungen ein, wird ein vorläu-

figer Insolvenzverwalter bestellt oder das Insolvenzverfahren 

über das Vermögen des Auftragnehmers beantragt oder eröff-

net, so ist der Besteller berechtigt, ganz oder teilweise vom 

Vertrag zurückzutreten oder den Vertrag zu kündigen. In die-

sem Fall kann der Besteller die für die Weiterführung der Ar-

beiten vorhandene Einrichtung oder bisher getätigte Lieferun-

gen und Leistungen des Auftragnehmers gegen angemessene 

Vergütung in Anspruch nehmen. 

20 Verhaltenskodex für Auftragnehmer, Sicherheit in der 

Lieferkette 

20.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Gesetze der je-

weils anwendbaren Rechtsordnung(en) einzuhalten. Insbe-

sondere wird er sich weder aktiv noch passiv, direkt oder indi-

rekt an jeder Form der Bestechung, der Verletzung der Grund-

rechte seiner Mitarbeiter oder der Kinderarbeit beteiligen. Er 

wird im Übrigen Verantwortung für die Gesundheit und Sicher-

heit seiner Mitarbeiter am Arbeitsplatz übernehmen, die Um-

weltschutzgesetze beachten und die Einhaltung dieses Verhal-

tenskodex bei seinen Lieferanten bestmöglich fördern und ein-

fordern. 

20.2 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ihm bekanntgemachte 

Regelungen zur Korruptionsprävention in der öffentlichen Ver-

waltung sowie die Vorschriften des Verpflichtungsgesetzes zu 

befolgen, einzuhalten und in diesem Zusammenhang seine 

Bereitschaft zu erklären, sich erforderlichenfalls auf die gewis-

senhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten nach Maßgabe des 

Verpflichtungsgesetzes verpflichten zu lassen. 

20.3 Der Auftragnehmer trifft die erforderlichen organisatori-

schen Anweisungen und Maßnahmen insbesondere in den Be-

reichen Objektschutz, Geschäftspartner-, Personal- und Infor-

mationssicherheit, Verpackung und Transport, um die Sicher-

heit in der Lieferkette gemäß den Anforderungen entsprechen-

der international anerkannter Initiativen auf Grundlage des 

WCO SAFE Framework of Standards (z.B. AEO, C-TPAT) zu 

gewährleisten. Er schützt seine Lieferungen und Leistungen an 

den Besteller oder an vom Besteller bezeichnete Dritte vor un-

befugten Zugriffen und Manipulationen. Er setzt für solche Lie-

ferungen und Leistungen ausschließlich zuverlässiges Perso-

nal ein und verpflichtet etwaige Unterauftragnehmer, ebenfalls 

entsprechende Maßnahmen zu treffen. 

20.4 Verstößt der Auftragnehmer schuldhaft gegen die Ver-

pflichtungen aus dieser Ziffer, so ist der Besteller unbeschadet 

weiterer Ansprüche berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten o-

der den Vertrag zu kündigen. Sofern die Beseitigung der 

Pflichtverletzung möglich ist, darf dieses Recht erst nach 

fruchtlosem Verstreichen einer angemessenen Frist zur Besei-

tigung der Pflichtverletzung ausgeübt werden. 
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21 Produktbezogener Umweltschutz, Deklarationspflich-

ten, Gefahrgut 

21.1 Liefert der Auftragnehmer Produkte, deren Produktbe-

standteile in der jeweils zum Zeitpunkt der Bestellung aktuell 

gültigen „Liste Deklarationspflichtiger Stoffe (www.bom-

check.net/suppliers/restricted-anddeclarable-substances-list)“ 

aufgeführt sind oder die aufgrund von Gesetzen stofflichen 

Restriktionen und/oder stofflichen Informations-pflichten unter-

liegen (z.B. REACH, RoHS), hat der Auftragnehmer diese 

Stoffe spätestens zum Zeitpunkt der ersten  Lieferung der Pro-

dukte in der Internetdatenbank BOMcheck (www.BOM-

check.net) zu deklarieren. Das Vorstehende gilt im Hinblick auf 

Gesetze nur insoweit, als diese am Geschäftssitz des Auftrag-

nehmers oder des Bestellers oder am Ort der vom Besteller 

angegebenen Empfangsstelle Anwendung finden. 

21.2 Enthält die Lieferung Güter, die gemäß den internationa-

len Regelungen als Gefahrgut zu klassifizieren sind, teilt der 

Auftragnehmer dies dem Besteller spätestens mit Auftragsbe-

stätigung in einer zwischen Auftragnehmer und Besteller ver-

einbarten Form mit. 

22 Bestimmungen über Ausfuhrkontroll- und Außenhan-

delsdaten 

22.1 Der Auftragnehmer hat alle Anforderungen des anwend-

baren nationalen und internationalen Zoll- und Außenwirt-

schaftsrechts („Außenwirtschaftsrecht“) zu erfüllen. Der Auf-

tragnehmer hat dem Besteller spätestens zwei Wochen nach 

Bestellung sowie bei Änderungen unverzüglich alle Informatio-

nen und Daten schriftlich mitzuteilen, die der Besteller zur Ein-

haltung des Außenwirtschaftsrechts bei Aus-, Ein- und Wieder-

ausfuhr benötigt, insbesondere: 

- alle anwendbaren Ausfuhrlistennummern einschließlich der 

Export Control Classification Number gemäß der U.S. Com-

merce Control List (ECCN); 

- die statistische Warennummer gemäß der aktuellen Waren-

einteilung der Außenhandelsstatistiken und den HS (Harmo-

nized System) Code und 

- Ursprungsland (nichtpräferenzieller Ursprung) und, sofern 

vom Besteller gefordert, Lieferantenerklärungen zum präfe-

renziellen Ursprung (bei europäischen Lieferanten) oder Zer-

tifikate zur Präferenz (bei nichteuropäischen Lieferanten). 

22.2 Verletzt der Auftragnehmer seine Pflichten nach Ziffer 

22.1, trägt er sämtliche Aufwendungen und Schäden, die dem 

Besteller hieraus entstehen, es sei denn, der Auftragnehmer 

hat die Pflichtverletzung nicht zu vertreten. 

23 Vorbehaltsklausel 

Die Vertragserfüllung seitens des Bestellers steht unter dem 

Vorbehalt, dass der Erfüllung keine Hindernisse aufgrund von 

nationalen oder internationalen Vorschriften des Außenwirt-

schaftsrechts sowie keine Embargos und/oder sonstige Sank-

tionen entgegenstehen. 

24 Benennung als Referenzkunde 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, nur mit vorheriger schrift-

licher Zustimmung des Bestellers, den Besteller als Referenz-

kunden zu benennen und/oder mit Produkten zu werben, die 

er im Rahmen des Vertragsverhältnisses mit dem Besteller für 

diesen entwickelt hat, und/oder Pressemitteilungen oder sons-

tige öffentliche Verlautbarungen im Rahmen des Vertragsver-

hältnisses abzugeben. 

25 Ergänzende Bestimmungen 

Soweit die Bestellbedingungen keine Regelung enthalten, gel-

ten die gesetzlichen Bestimmungen. 

26 Gerichtsstand, anwendbares Recht 

26.1 Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik 

Deutschland unter Ausschluss des Kollisionsrechts sowie des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über 

den internationalen Warenkauf (CISG). 

26.2 Soweit gesetzlich zulässig, insbesondere wenn kein ab-

weichender ausschließlicher Gerichtsstand vorliegt, wird für 

alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Ver-

tragsverhältnis Bonn als Gerichtsstand vereinbart. Dies gilt 

auch für Streitigkeiten über deliktische oder sonstige außerver-

tragliche Ansprüche. 

 


